
in der Lage gewesen wäre, das Ziel des 3. Lehrjahrs 
zu erreichen, sofern nicht wegen der Straftat des An­
geklagten der Berufsschulbesuch unterbrochen worden 
wäre. Die Zeugin gab an, daß es sich bei der Klägerin 
um eine sehr fleißige Schülerin handelt, die in den 
übrigen Unterrichtsfächern gute oder befriedigende 
Noten hat. Mit ihr wurde auch konkret festgelegt, 
durch welche Maßnahmen sie ihre schwachen Leistun­
gen in zwei Fächern ausgleichen könnte. Dieser Plan 
konnte wegen der Arbeitsunfähigkeit der Klägerin 
nicht realisiert werden. Die Vertreterin des Rates der 
Stadt hält es nach dem Leistungsstand der Klägerin 
in Praxis und Theorie für sicher, daß die Klägerin die 
Abschlußprüfung im Sommer 1966 bestanden hätte, so­
fern ihre zielstrebige Lernarbeit nicht durch die Straf­
tat des Verklagten unterbrochen worden wäre.
Von diesen Aussagen ist bei Würdigung des Beweis­
ergebnisses auszugehen und der Verklagte somit zur 
Zahlung des Differenzbetrages zwischen dem Nettolohn 
einer Krankenschwester und dem Lehrlingsentgelt an 
die Klägerin für die Dauer eines Jahres' zu verurteilen. 
Dabei konnte der Senat diesen künftig fällig werden­
den Schadenersatzbetrag festlegen, da er der Höhe nach 
feststeht.
Soweit das Kreisgericht der Klägerin ein Schmerzens­
geld zugebilligt hat, ist dies gerechtfertigt. § 847 BGB 
ist nach wie vor geltendes Recht und steht den sozia­
listischen Rechtsanschauungen nicht entgegen, wie das 
Oberste Gericht bereits mehrfach hervorgehoben hat 
(OG, Urteil vom 27. September 1961 - lb Zst 3/61 - 
NJ 1962 S. 131). Die Zahlung einer solchen Entschädi­
gung setzt eine erhebliche, das körperliche Wohlbefin­
den ernstlich und nicht nur vorübergehend beeinträch­
tigende Verletzung voraus. Bei einer Gehirnerschütte­
rung, die eine Arbeitsunfähigkeit von 3'/2 Monaten 
Dauer zur Folge hatte, handelt es sich zweifellos um 
eine solche Verletzung. Die Tatsache, daß die Klägerin 
bereits früher einmal eine Gehirnerschütterung erlit­
ten hat (Januar 1965) muß dabei unberücksichtigt blei­
ben, da sie deren Folgen überwunden hatte.
Der Anspruch der Klägerin auf Zahlung eines Schmer­
zensgeldes ist daher gerechtfertigt. Das Schmerzensgeld 
ist eine Entschädigung für die durch die Verletzungs­
folgen eingetretene Beeinträchtigung der Teilnahme am 
gesellschaftlichen und kulturellen Leben, aber auch für 
die Körperverletzung und die Schmerzen selbst. Mit 
ihm sollen neben den nicht immer exakt meßbaren er­
höhten Aufwendungen (zusätzliche Stärkungsmittel 
zur schnelleren Gesundung u. ä.) die Aufwendungen 
ersetzt , werden, die notwendig sind, um dem Verletz­
ten einen Ausgleich für die. Beeinträchtigung seines 
gewohnten normalen Lebensablaufs, entgangene Le­
bensfreude, für erlittene Schmerzen u. ä. zu ermög­
lichen. (Es folgen Ausführungen zur Höhe des Schmer­
zensgeldes.)

§ 7 KFG.
1. Haftet der Halter eines Kfz nach § 7 KFG, dann 
braucht der Geschädigte nur nachzuweisen, daß der 
eingetretene Schaden auf den Betrieb eines dem Halter 
gehörenden Kfz zurückzuführen ist. Diesem obliegt der 
Nachweis, daß der .eingetretene Schaden unabwendbar 
war.
2. Zu den Voraussetzungen, unter denen ein schädigen­
des Ereignis nicht als unabwendbar i. S. des § 7 KFG 
angesehen werden kann.
BG Leipzig, Urt. vom 10. Juni 1968 — 5 BCB 32/68.
Als der Kläger mit seinem Pkw am 9. Mai 1967 die 
Straße des Komsomol in L. befuhr, kam ihm mit einer 
Geschwindigkeit von etwa 50 km/h ein Silolastzug des 
Verklagten entgegen. Durch einen von den Rädern des

Lastzuges seitlich jyeggeschleuderten Stein wurde die 
Frontscheibe des Pkw des Klägers völlig zerstört. An 
der Unfallstelle befand sich die Straßendecke in 
schlechtem Zustand. Auf der Fahrbahn lagen außerdem 
Materialien von einer bis an die Fahrbahn heranrei­
chenden Baustelle.
Der Kläger hat Schadenersatz verlangt und dazu vor­
getragen, daß die Fahrgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
des Verklagten nicht den schlechten Fahrbahnverhält­
nissen entsprochen habe.
Der Verklagte hat Klagabweisung beantragt. Er hat die 
Auffassung vertreten, daß es sich bei dem Schadens­
fall um ein unabwendbares Ereignis handele.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen, da ein 
schuldhaftes Handeln des Verklagten nicht vorliege. Es 
sei vielmehr ein unabwendbares Ereignis gegeben.
Die vom Kläger gegen dieses Urteil eingelegte Berufung 
hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat zutreffend eine Haftung des Ver­
klagten aus § 823 BGB verneint, da die eine schuld­
hafte Handlungsweise voraussetzende Verantwortlich­
keit für die Schadensverursachung nach dieser Be­
stimmung nicht vorliegt. Es hat sich jedoch nicht ge­
nügend damit auseinandergesetzt, ob der Verklagte 
dem Kläger nach § 7 des Gesetzes über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 (RGBl. S. 437) 
haftet, und ist daher zu einer fehlerhaften Entschei­
dung gelangt.
Entgegen der ein Verschulden voraussetzenden Rege­
lung des § 823 BGB haftet nach dem Kraftfahrzeug­
gesetz (KFG) der Halter eines Kraftfahrzeugs grund­
sätzlich ohne Rücksicht auf Verschulden lediglich auf 
Grund der Tatsache, daß beim Betrieb eines Kraft­
fahrzeugs ein Mensch getötet, der Körper oder die Ge­
sundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache be­
schädigt worden ist (§ 7 Abs. 1).
Dem'Gesetz wohnt — ausgehend davon, daß es infolge 
des oft raschen und unübersichtlichen Geschehnisab­
laufs dem Geschädigten vielfach nicht möglich ist, den 
nach § 823 BGB geforderten Verschuldensnachweis zu 
führen — der Gedanke inne, den Halter eines Kfz mit 
allen Folgen der sich aus den funktionellen und tech­
nischen Eigenheiten des Betriebes eines Kfz ergeben­
den Quellen erhöhter Gefahr zu belasten. Es will damit 
dem Umstand Rechnung tragen, daß von einem Kfz 
ganz allgemein auch im Zusammenhang mit äußeren 
Bedingungen und Einwirkungen betriebstypische Ge­
fahren ausgehen, die zu kontrollieren und abzuwenden 
infolge ihrer Eigentümlichkeiten und ihrer Beschaffen­
heit nicht in jedem Falle möglich ist und die daher zu 
einem Schadenseintritt führen können. Deshalb ist es 
unter Umkehr der Beweislast nach dem Gesetz Sache 
des Fahrzeughalters, nachzuweisen, daß seine Haftung 
nicht in Betracht kommt. Dagegen obliegt es dem durch 
das Ereignis Geschädigten lediglich, nachzuweisen, daß 
ihm durch den Betrieb eines Kraftfahrzeugs ein Scha­
den entstanden ist.
Nach den übereinstimmenden Erklärungen der Par­
teien wurde die Scheibe des Pkws des Klägers durch 
einen Stein zerstört, der von einem Rad eines Silolast­
zugs des Verklagten hochgeschleudert wurde. Der die 
Haftung nach § 7 KFG voraussetzende ursächliche Zu­
sammenhang zwischen dem Betrieb eines Kraftfahr­
zeugs und dem Schadenseintritt ist demnach gegeben. 
Der Verklagte hat nunmehr zu beweisen, daß ein un­
abwendbares Ereignis im Sinne des § 7 Abs. 2 KFG 
vorliegt und dieses nicht auf einem Fehler in der Be­
schaffenheit des Fahrzeugs oder in einem Versagen sei­
ner Verrichtungen beruht.
Unstreitig ist, daß sich das Fahrzeug in einem tech­
nisch einwandfreien Zustand befunden hat. Das Scha-
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